
Positionierungsvorschlag
Der Deutsche Caritasverband ist nach Abwägung der zentralen

Gesichtspunkte der Auffassung, dass unter Berücksichtigung

der Gesamtlage im Arbeitsfeld der Pflegeberufe die Errichtung

von Pflegekammern nicht zur besseren Steuerung und Entwick-

lung der Pflege sowie zu nutzerorientierteren, wirtschaftlicheren

und effizienteren Angeboten im Gesundheitswesen führen wird.

Aktueller Stand 
Seit geraumer Zeit wird die Diskussion um die Errichtung von

Pflegekammern verstärkt geführt. 

Verschiedene Bundesländer haben unterschiedliche Initiati-

ven zum Umgang mit der Forderung nach Einrichtung von Pfle-

gekammern ergriffen. Rheinland-Pfalz hat als erstes Bundesland

nach Abschluss des Registrierungsverfahrens erklärt, eine Pfle-

gekammer einrichten zu wollen. 

Die Pflegefachorganisationen und die Berufsverbände der

Pflegekräfte sprechen sich überwiegend für die Einrichtung von

Pflegekammern aus. 

Die Wohlfahrtsverbände der freien Wohlfahrtspflege votieren

nicht einheitlich. Die Liga der Spitzenverbände der Freien Wohl-

fahrtspflege in Berlin zum Beispiel hat am 25. März 2013 ein ab-

lehnendes Votum veröffentlicht. 

In der Debatte werden Pro- und Contra-Argumente vorgetra-

gen und je nach Interessenlage besonders in den Vordergrund

gerückt. 

Die Befürworter von Pflegekammern betonen folgende 

Aspekte: 
n Im Gegensatz zu den Trägerverbänden, den Ärztekammern

und den Leistungsträgern werde die Pflegeprofession als Ver-

handlungspartner in politischen und strategischen Fragen des

Gesundheitswesens nicht ernsthaft an Entscheidungen betei-

ligt. So seien die Richtlinien zur Verordnung häuslicher Kranken-

pflege von Krankenkassen und Ärztekammern erarbeitet und

durch das Bundesministerium für Gesundheit gebilligt worden;

die professionelle Pflege sei nicht beteiligt worden. Die Pflege-

kammer garantiere die formelle Gleichstellung mit der ärztlichen

Standesvertretung sowie Selbst- statt Fremdbestimmung. 
n Die Planung der Ausbildungskapazitäten in den Pflegeberu-

fen unterläge ökonomischen Interessen und berücksichtige

nicht die Argumente der Pflegeprofession. Dabei hätten Studi-

engänge der Pflegewissenschaft an Universitäten und Hoch-

schulen die wissenschaftliche Fundierung der Profession Pflege

belegt. Pflegekammern könnten die Fort- und Weiterbildung ein-

heitlich regeln.
n Pflegekammern könnten als Beschwerde- und Schiedsstelle

für Bürgerinnen und Bürger fungieren. Der Schutz der Bevölke-

rung vor Pflegefehlern oder schwarzen Schafen, die Qualitätssi-

cherung und -erweiterung in der Pflege sei durch die Pflege-

kammer gewährleistet.
n Pflegekammern könnten verbindliche Berufsordnungen, die

Berufsethik und die wünschenswerte Selbstverwaltung des Be-

rufsstandes garantieren. 

Die Gegner von Pflegekammern betonen folgende 

Aspekte:
n Die Organisation von Pflegekammern werde die Verhand-

lungsmacht der Pflegekräfte nicht entscheidend verbessern und

stelle keine Garantie für die Beteiligung an relevanten (fach-)po-

litischen) Entscheidungen dar. 
n Pflegekammern hätten keine Befugnis, Einfluss auf die Aus-

bildungskapazitäten und auf die Inhalte der Ausbildung zu neh-

men. 
n Die Qualität in der Pflege lasse sich durch Interventionen der

Pflegekammern nicht steigern. 
n Der Erlass von Berufsordnungen, die Beförderung der Berufs-

ethik und die geforderte Selbstverwaltung würden auf die beruf-

liche Situation der Pflegekräfte keinen faktischen Einfluss ge-

winnen, da die überwiegende Mehrheit der Pflegenden abhän-

gig beschäftigt sei.
n In der Praxis müssen in allen Lebenslagen, in denen Unter-

stützung und Pflege geleistet wird, unterschiedliche Professio-

nen und Personal mit unterschiedlichem Ausbildungsniveau eng

zusammenarbeiten. Die Mitgliedschaft in der Pflegekammer

trägt nicht zur Teambildung bei, weil nur ein Teil des Teams in

 einer Pflegekammer Mitglied sein kann.

Bewertung

Einig sind sich Befürworter und Gegner der Pflegekammern in

der kritischen Bewertung der aktuellen Lage der professionellen

Pflege. Übereinstimmend wird beklagt, dass eigenverantwortli-

DCV-Position zu Pflegekammern 
Der Deutsche Caritasverband spricht sich gegen die Errichtung von Pflegekammern aus. Eine Steigerung der

Pflegequalität, mehr Wertschätzung für den Pflegeberuf und eine bessere berufsständische Verhandlungs-

macht könne damit nicht erreicht werden.
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che Handlungs- und Aufgabenbereiche entsprechend den indi-

viduellen Qualifikationen und in Abgrenzung beziehungsweise

Abstimmung mit den ärztlichen Zuständigkeitsbereichen fehlen,

genauso wie eine systematische Aus- und Weiterbildung, unzu-

reichend flexible Arbeitszeitmodelle, die unzureichende Perso-

nalausstattung sowie die oft nicht leistungsgerechte Entloh-

nung.

Auch der Deutsche Caritasverband teilt grundsätzlich die Kri-

tik an der Lage der Pflege. Zuletzt hat er in seinen sozialpoliti-

schen Positionen zur Kampagne 2010 „Selbstbestimmte Teilha-

be von Menschen im Alter“ Vorschläge zur Verbesserung der

 Situation vorgelegt. Er schließt sich ausdrücklich den Befunden

und Verbesserungsvorschlägen des Sachverständigenrats zur

Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen an, die

dieser in seinem Gutachten von 2009 beschrieben hat. Der

Deutsche Caritasverband unterstützt ausdrücklich das Bemü-

hen der Profession, in der Gesundheitswirtschaft eine ihrer Be-

deutung entsprechende Funktion wahrnehmen zu wollen. Der

hohe Mobilisierungsgrad der Pflegekräfte im Rahmen der Vor-

bereitung der Pflegebefragungen in den einzelnen Bundeslän-

dern wertet er als Beleg für die Bereitschaft der Pflegekräfte,

Verantwortung zu übernehmen. 

Der Deutsche Caritasverband anerkennt den Wunsch der

Pflegekräfte nach stärkerer gesellschaftlicher Akzeptanz und

nach Mitbestimmung über die zentralen Aspekte des Arbeitsfel-

des. Er sieht mit Sorge, dass die bisherigen Pflegekampagnen,

die zur Verbesserung des Images des Pflegeberufs beitragen

sollten, nicht erfolgreich waren. Er unterstützt die Anstrengun-

gen im Gesundheitsbereich, die die Stärkung der Pflege durch

Delegation und Substitution von ärztlichen Leistungen an Pfle-

gekräfte anstreben. Er nimmt zur Kenntnis, dass die bestehen-

den Berufsverbände, zu deren Kernkompetenz eigentlich die

Vertretung der Interessen der beruflich Tätigen gehört, und die in

der Nationalen Konferenz zur Einrichtung von Pflegekammern in

Deutschland zusammengeschlossenen Verbände, Förderkreise

und Initiativen sich einhellig für Pflegekammern aussprechen.

Dies ist insofern erstaunlich, als mit der Einrichtung von Pflege-

kammern die bestehenden Pflegeverbände stark an Bedeutung

verlieren würden. 

Vom Grundsatz her kann der Deutsche Caritasverband die

Forderung nach einer Pflegekammer und die damit verknüpften

Erwartungen nach Verbesserung der Gesamtlage der Pflege

nachvollziehen. Als Berufskammer und Körperschaft des öffent-

lichen Rechts können Pflegekammern hoheitliche Aufgaben

übernehmen, und als Selbstverwaltungsorgan wäre sie den be-

stehenden Heilberufskammern (Ärztekammer, Zahnärztekam-

mer, Apothekerkammer) gleichgestellt. Wegen der Zwangsmit-

gliedschaft für alle Pflegekräfte würden Pflegekammern entste-

hen, die mitgliederstark sind und die andere Kammern

zahlenmäßig in den Schatten stellen könnten. Ob die angestreb-

te Pflegekammer politisch wirksam werden kann, ist aber letzt-

lich keine Frage der Mitgliederstärke. Es kommt vielmehr darauf

an, wie die Kammer finanziell ausgestattet und wie der konkre-

te Zuständigkeitsbereich ausgelegt ist.

Trotz der grundsätzlichen Sympathie für eine Verbesserung

der Lage der Pflege und dem Bemühen der Pflegekräfte, an den

die eigene Profession betreffenden Entscheidungen beteiligt zu

sein, hält der Deutsche Caritasverband die Errichtung von Pfle-

gekammern auf Länder- und auf Bundesebene bis auf Weiteres

aber nicht für das Mittel der Wahl, die oben angesprochenen

Schwächen des Pflegesystems erfolgreich zu bearbeiten. Dies

wird nachfolgend anhand der vier zentralen Argumente begrün-

det:

Steigerung der Verhandlungsmacht der Pflege
Der Selbstverwaltung als wesentlichem Steuerungselement im

Gesundheitswesen eine weitere Kammer hinzuzufügen mag aus

Gründen der Gerechtigkeit angesichts der hohen Bedeutung

und des gesellschaftlich akzeptierten Anspruchs der Berufs-

gruppe der Ärzte gerechtfertigt sein. Aber voraussichtlich wird

weder die Innovationskraft des Gesundheits- und Pflegesys-

tems auf diese Weise erwartbar vergrößert, noch wird die wün-

schenswerte Partizipation der Nutzer(innen) von Gesundheits-

förderung und medizinischen Versorgungsangeboten verstärkt.

Damit im Gesundheitswesen Dienstleistungen und damit auch

Pflege nutzerorientiert, wirtschaftlich und effizient angeboten,

organisiert und finanziert werden kann, ist es vielmehr erforder-

lich, dass der Gesetzgeber der Selbstverwaltung in Gesetzen

und Verordnungen mehr eindeutige und konkretere Vorgaben

zur Umsetzung macht. Dann genügen die bestehenden Beteili-

gungsrechte der Pflege. Denn der Gesetzgeber hat auch schon

jetzt die Möglichkeit, Vereinigungen aus dem Gesundheitswe-

sen auf Bundesebene, die nicht in einer Kammer organisiert

sind, mit Sitz und Stimme in die relevanten Entscheidungsgre-

mien zu berufen.

Einflussnahme auf Aus-, Fort- und 
Weiterbildung 
Der Bund hat durch die Gesetzgebung über die Berufe in der

Krankenpflege und über die Berufe in der Altenpflege die Er-

laubnis zum Führen der Berufsbezeichnungen und die dafür er-

forderlichen Voraussetzungen einschließlich der Aus- und Wei-

terbildung geregelt. Nur insoweit die Länder von der Verord-

nungsermächtigung der Länder Gebrauch gemacht haben,

könnten sie entsprechende Kompetenzen an eine Pflegekam-

mer übertragen. 

Die Pflegekräfte haben aufgrund ihres in aller Regel gelten-

den Arbeitnehmerstatus im Rahmen der jeweils geltenden Fort-
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bildungsordnungen Zugang zu qualifizierten Fortbildungsange-

boten und – bei konfessionellen Trägern – zusätzlich auch zu

spirituellen Angeboten. 

Verbesserung der Pflegequalität 
Die Anforderungen an Qualitätsentwicklung und Qualitätssiche-

rung richten sich in aller Regel nicht an den Berufsstand der

Pflegekräfte, sondern an die Leistungserbringer, also an die Trä-

ger der stationären und ambulanten Pflege (§ 113 SGB XI) und

sind von ihnen sicherzustellen. Die bundesgesetzlichen Vorga-

ben und die rechtliche Konstruktion bedingen, dass nur die

Krankenkassen aufgrund ihrer Vertragsbeziehungen zu den

Leistungserbringern das Recht auf Qualitätskontrollen und Qua-

litätssicherung haben. Die Übertragung der Aufgabe der Quali-

tätssicherung an die Pflegekammer wäre somit seitens eines

Landes nicht möglich.

Grundsätzlich vertritt der Deutsche Caritasverband die Auf-

fassung, dass die Qualität der Leistungserbringung durch ande-

re Mechanismen zu gewährleisten ist. Im Sinn der Sozialraum-

orientierung müssen beispielsweise Partizipationsmöglichkeiten

und Entscheidungskompetenzen an die Akteure vor Ort übertra-

gen werden. Eine zielorientierte Zusammenarbeit der Gesund-

heitsberufe und eine stärkere Gewichtung von nichtärztlichen

Leistungserbringern, Selbsthilfe und kommunalen Einrichtungen

sind dafür erforderlich. Die betroffenen Menschen, wie zum Bei-

spiel die pflegenden Angehörigen, die in unserer Gesellschaft

den größten Anteil der erforderlichen Unterstützung und Pflege

der pflegebedürftigen Menschen übernehmen, brauchen mehr

Mitsprache und Vertretung ihrer Interessen. Für diese Maßnah-

men und für die Sicherung und Weiterentwicklung der Gesund-

heitsförderung sowie der medizinischen und pflegerischen Leis-

tungen ist die Errichtung von Pflegekammern nicht erforderlich.

Erhöhung des Stellenwerts der Pflegeberufe 
Da Pflegekräfte überwiegend einen Arbeitnehmerstatus haben,

ist die Festlegung einer Berufsordnung vermutlich kein vordring-

liches Problem. Die Frage der tariflichen Bezahlung und die kon-

kreten Arbeitsbedingungen sind vom Grundsatz her geregelt

und abhängig vom Anstellungsträger konkret ausdifferenziert.

Eine Kammer wäre beispielsweise weder Tarifvertragspartei

noch bei Pflegesatzverhandlungen involviert.

Die jüngsten Erfahrungen in Rheinland-Pfalz könnten ein In-

diz dafür sein, dass eine starke Vertretung der Pflege seitens der

Politik letztlich nicht gewünscht ist. War zunächst von einem

Mitgliedsbeitrag in Höhe von zehn Euro die Rede, sprach der zu-

ständige Minister jüngsten Berichten zufolge von einem Mit-

gliedsbeitrag von maximal 2,50 Euro monatlich. Ob Pflegekam-

mern politisch gewollt sind, hängt letztlich von deren Kompe-

tenz- und Zuständigkeitsbereich ab. Die Entscheidung darüber,

welche Aufgaben der Staat durch eine Pflegekammer erfüllen

lässt, liegt in dessen gesetzgeberischem Ermessen. Es können

nur Kompetenzen übertragen werden, die dem Land zustehen,

nicht solche, die in der Verantwortung des Bundes liegen. 

Freiburg, den 7. Juli 2013

Deutscher Caritasverband

Vorstand

PRÄLAT DR. PETER NEHER

Präsident 

Kontakt: Dr. Franz Fink, franz.fink@caritas.de
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